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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Entwurf zu einer Ver-

nehmlassungsantwort ans EJPD. 
 
 
Begründung 
Der Regierungsrat nimmt zu den Ausführungserlassen zum totalrevidierten 
Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs Stellung und äussert sich zu einzelnen Bestimmungen. Er kritisiert 
ausdrücklich die in der Verordnung über die Gebühren und Entschädigungen 
(GebV-ÜPF) vorgesehene massive Erhöhung der von den Strafverfolgungs-
behörden zu tragenden Kosten für technische Überwachungen.  
 
 

                                                                                            
 

 

 


